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Klimaschutz-Aktion im Park Sanssouci:
Letzte Generation im Protest

Die Letzte Generation protestierte im Potsdamer Park
Sanssouci gegen den Klimawandel und die Nutzung fossiler

Brennstoffe.

Im Park Sanssouci in Potsdam fand am vergangenen Samstag
eine Demonstration der Klimaschutz-Initiative Letzte Generation
statt, bei der rund 30 Aktivistinnen und Aktivisten auf die
drängenden Folgen des Klimawandels aufmerksam machten.
Diese Aktion war Teil der Open-Air-Ausstellung „Re:Generation.
Klimawandel im grünen Welterbe – und was wir tun können“, die
von der Stiftung Preußische Schlösser und Gärten organisiert
wurde. Die Stiftung verfolgt das Ziel, den Besuchern Einsichten
über die ökologischen Herausforderungen zu vermitteln und den
Austausch über mögliche Lösungen zu fördern.

Die Demonstration verlief laut ersten Berichten friedlich,
während die Teilnehmer Banner mit Botschaften wie
„Re:Generation nicht mit Kohle, Öl und Gas“ hochhielten oder
symbolisch auf den Boden lagen. Damit wollten die Aktivisten
nicht nur Aufmerksamkeit erregen, sondern auch die drohende
Gefahr des Klimawandels unterstreichen, insbesondere in Bezug
auf die Nutzung fossiler Brennstoffe wie Kohle, Erdgas und Erdöl.
Die Sprecherin der Letzten Generation, Marion Fabian, fasste die
dringlichste Forderung der Gruppe zusammen: „Was wir tun
können, ist klar: Sofort aus fossilen Energien aussteigen.“

Klimawandel als ernstes Problem für den
Park Sanssouci



Die Situation im Park Sanssouci ist alarmierend. Laut der
Stiftung sind fast 80 Prozent der Bäume im UNESCO-Welterbe-
Park durch extreme Hitze, intensive Sonneneinstrahlung und
anhaltende Trockenheit stark geschädigt. Diese
Naturkatastrophen sind direkte Auswirkungen des
Klimawandels, der die ökologischen Gleichgewichte weltweit
bedroht. Seit 2017 musste die Stiftung jährlich zwischen 160
und 300 Bäume fällen, was die Dringlichkeit des Themas
verdeutlicht und Anlass für derartige Proteste bietet.

Die Letzte Generation sieht ihre Protestaktionen als
notwendigen Schritt, um die Bundesregierung zum Handeln zu
bewegen. Ihre Ablehnung gegen die bestehenden fossilen
Brennstoffpraktiken hat zu einer Vielzahl von umstrittenen
Aktionen geführt, einschließlich Besetzungen an Flughäfen und
Blockaden von Straßen. Diese Maßnahmen haben vor allem in
Berlin großes Echo gefunden und spalten die Gesellschaft in der
Frage, wie weit Umwelt- und Klimaschutz gehen sollten und
welche Mittel dafür legitim sind.

Interessanterweise wurde die Gruppe als „letzte Generation“
benannt, da sie sich der Tatsache bewusst ist, dass die
gegenwärtigen Maßnahmen kritisch für die Verhinderung von
unumkehrbaren Klimaveränderungen sind. In diesem Sinne
betrachtet die Gruppe ihre Proteste als eine Art letzte Chance,
um möglicherweise Richtungsänderungen in der Klimapolitik zu
bewirken. Im Zuge der Auseinandersetzungen wurden bereits
mehrere Mitglieder der Initiative von der Staatsanwaltschaft
Neuruppin wegen des Verdachts der Bildung einer kriminellen
Vereinigung angeklagt.

Bereits im April 2022 begannen die Aktivisten mit ihren
Aktionen, die auf das Problem der fossilen Brennstoffe
aufmerksam machen sollten, und es kam zu konfrontativen
Momenten, die sowohl öffentliche Aufmerksamkeit als auch
rechtliche Konsequenzen nach sich zogen. Die Vorwürfe
umfassen Störung öffentlicher Betriebe, Nötigung und
Sachbeschädigung in Bezug auf verschiedene Einrichtungen,



darunter die Ölraffinerie PCK in Schwedt und das Barberini-
Museum in Potsdam.

Die Dialoge rund um den Klimaschutz

Die Ausstellung „Re:Generation“ selbst soll einen Raum für
Diskussionen bieten und die Besucher dazu anregen, aktiv über
Klimaschutz nachzudenken. Mehrheitlich wird jedoch das Thema
der Demonstrationen als kontrovers wahrgenommen. Während
die einen die Leidenschaft und Dringlichkeit der Letzten
Generation unterstützen, sehen andere die Aktionen als
unangemessen oder stören den Dialog über nachhaltige
Lösungen. Letztlich zeigt die Situation, wie tief die
Meinungsverschiedenheiten über Vorgehensweisen in der
Klimapolitik verwurzelt sind.

In Anbetracht der Relevanz des Themas und der
Herausforderungen, mit denen der Park Sanssouci und viele
andere Regionen konfrontiert sind, bleibt es spannend, wie die
Öffentlichkeit auf solche Initiativen reagiert und welche
Maßnahmen letztendlich von der Bundesregierung ergriffen
werden. Mit der zunehmenden Häufigkeit von
Extremwetterereignissen wird ein umdenken in der Gesellschaft
über die Essenz des Klimaschutzes unabdingbar. 

Die Entwicklungen in diesem Bereich sind von großem Interesse,
da der Klimawandel nicht nur zukünftige Generationen betrifft,
sondern auch bereits im Hier und Jetzt spürbare Folgen hat. In
Anbetracht der aktuellen Dynamiken steht die Gesellschaft vor
der Herausforderung, ausgewogene Lösungen für eine
nachhaltige Zukunft zu finden.

Auswirkungen des Klimawandels auf den
Park Sanssouci

Der Park Sanssouci, ein UNESCO-Weltkulturerbe, sieht sich
erheblichen Herausforderungen durch den Klimawandel



gegenüber. Die Stiftung Preußische Schlösser und Gärten
berichtet, dass extreme Wetterbedingungen, wie anhaltende
Dürreperioden und Hitzewellen, zur Schädigung von fast 80
Prozent der Bäume im Park geführt haben. Häufige und
intensivere Sommerhitze machen es den Pflanzen schwer, sich
zu regenerieren, was wiederum die Biodiversität beeinträchtigt.

Die Folgen für die Artenvielfalt sind gravierend. Die Schädigung
der Bäume führt nicht nur zu einem Verlust an Lebensraum für
zahlreiche Tierarten, sondern auch zu einem signifikanten
Rückgang der Bodenqualität, was das gesamte Ökosystem des
Parks anbelangt. Der stetige Rückgang von Baumarten, die
spezifische Klimabedingungen benötigen, stellt eine ernsthafte
Bedrohung für das langfristige Überleben der Flora und Fauna
im Park dar.

Politische Reaktionen und Maßnahmen

Die Forderungen der Klimaschutz-Initiative Letzte Generation
haben in der politischen Landschaft Deutschlands zu einer
erneuten Debatte über die Klimapolitik geführt. Während einige
politische Akteure eine Umsetzung strengerer Umweltgesetze
unterstützen, gibt es auch Widerstand gegen die drastischen
Maßnahmen, die von Aktivisten gefordert werden. In den letzten
Jahren hat die Bundesregierung verschiedene Initiativen ins
Leben gerufen, um den Ausstoß von Treibhausgasen zu
verringern, darunter das Klimaschutzgesetz von 2019, das
Emissionsziele für die kommenden Jahre festlegt.

Zusätzlich wird die Rolle der erneuerbaren Energien in der
deutschen Energiepolitik zunehmend betont. Es wird angestrebt,
den Anteil erneuerbarer Energien im Energiemix bis 2030 auf 65
% zu erhöhen. Für viele Kritiker der aktuellen Politik ist dies
jedoch nicht ausreichend, und sie fordern weitreichendere
Veränderungen bei der Nutzung fossiler Brennstoffe.

Statistiken zur öffentlichen Wahrnehmung



von Klimaschutz

Laut einer Umfrage des Pew Research Centers aus dem Jahr
2021 sehen 79 % der Deutschen den Klimawandel als eine
ernsthafte Bedrohung. Gleichzeitig zeigen andere Umfragen,
dass die Unterstützung für klimafreundliche Maßnahmen von
wirtschaftlichen Sorgen überlagert wird. Eine Umfrage der
Umweltorganisation Greenpeace ergab, dass 67 % der Befragten
bereit sind, höhere Preise für fossile Brennstoffe zu zahlen, wenn
dadurch umweltfreundliche Alternativen gefördert werden.
Dennoch sind viele Menschen besorgt über die wirtschaftlichen
Auswirkungen einer allzu hastigen Transformation.

Statistiken zeigen, dass die öffentliche Unterstützung für
umfassende Maßnahmen gegen den Klimawandel stark von der
wirtschaftlichen Lage abhängt. In wirtschaftlich unsicheren
Zeiten sind die Menschen oft weniger bereit, radikale
Änderungen zu akzeptieren, selbst wenn sie ein Bewusstsein für
die Notwendigkeit des Klimaschutzes haben. Diese Dynamik
könnte die Bemühungen der Letzten Generation sowohl fördern
als auch behindern.
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